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Veröffentlichungen der Stadtsparkasse Schwerte 

 
99. Bekanntmachung 

- Aufgebot eines Sparkassenbuches – 
 
„Das Sparkassenbuch Nr. 303 161 608, ausgestellt von der Stadtsparkasse Schwerte, ist verlorengegangen. Der 
Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, binnen 3 Monaten vom Datum des Aufgebotes seine Rechte 
unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Stadtsparkasse Schwerte geltend zu machen, da andernfalls das 
Buch für kraftlos erklärt wird.“ 
 
 
 
100. Bekanntmachung 

- Aufgebot eines Sparkassenbuches – 
 
„Das Sparkassenbuch Nr. 300 424 322, ausgestellt von der Stadtsparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt.“ 
 
 
 
101. Bekanntmachung 

- Aufgebot eines Sparkassenbuches – 
 
„Das Sparkassenbuch Nr. 300 174 240, ausgestellt von der Stadtsparkasse Schwerte, ist verlorengegangen. Der 
Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, binnen 3 Monaten vom Datum des Aufgebotes seine Rechte 
unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Stadtsparkasse Schwerte geltend zu machen, da andernfalls das 
Buch für kraftlos erklärt wird.“ 
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102.                                                                   Bekanntmachung 
 

über die Wiederwahl 
 

der Schiedsperson für den Bezirk V 
 

Innenstadt 
 

in der Stadt Schwerte 
 
 
Der Rat der Stadt Schwerte hat in seiner Sitzung am 09.11.2005 als Schiedsperson für den o.g. Bezirk gewählt: 
 

Herrn 
Siegfried Lusse 
Schlesierweg 38 
58239 Schwerte 

 
Der Direktor des Amtsgerichtes Schwerte hat die Wahl von Herrn Lusse mit Beschluss vom 22.11.2005 gem. § 
4 des Gesetzes über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes Nordrhein-Westfalen (Schiedsamtsgesetz – 
SchAG NRW) für die Dauer von 5 Jahren ab 22.11.2005 bestätigt. 
 
Herr Lusse wurde am 28.11.2005 durch den Direktor des Amtsgerichtes Schwerte auf den bereits geleisteten Eid 
hingewiesen. 
 
Die Wahl, die Bestätigung und die Vereidigung der o. g. Schiedsperson werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
 
Schwerte, 12.12.2005 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrage 
 
 
 
 
Wehling 
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103.                                                                   Bekanntmachung 
 

Veröffentlichung des Sondervermögens Bäder Schwerte 
 

Konzernabschluss 2004 
 
Aufgrund der Vorschriften des § 108 Abs. 2 Nr. 1c) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der aktuellen Fassung wird folgendes bekannt gemacht: 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Steuerung und Beteiligungen des Rates der Stadt Schwerte hat in seiner Eigen-
schaft als Werksausschuss für das Sondervermögen Bäder Schwerte am 07.12.2005 über den Konzernabschluss 
zum 31.12.2004 folgenden Beschluss gefasst: 
 

Der von der Werkleitung aufgestellte und von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft NKPS Westfälische 
Treuhandgesellschaft mbH, Dortmund, mit uneingeschränktem Bestätigungsvermerk versehene Kon-
zernabschluss zum 31.12.2004 des Sondervermögens Bäder Schwerte einschließlich des Lageberichts 
wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 
Die mit der Prüfung des Konzernabschlusses beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft NKPS Westfälische 
Treuhandgesellschaft mbH hat folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Konzernabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Konzernlagebericht des Son-
dervermögens Bäder Schwerte für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften liegen in der Verantwortung der Werkleitung des Konzerns. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Konzernabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Konzernlagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfungen vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 
Darstellung des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
Werkleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
 
Nach unserer Überzeugung vermittelt der Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Konzerns. Der Konzernlagebericht gibt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Konzerns 
und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht liegen in der Zeit vom 29.12.05 bis 06.01.06 in den Diensträumen 
der Stadt Schwerte, Rathausstraße 31, Zimmer 312, 58239 Schwerte, während der allgemeinen Öffnungszeiten 
von Montag bis Freitag zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Schwerte, 15.12.2005 
 
 
 
Peter Schubert 
Werkleiter 
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104.                                                                         Bekanntmachung 
 
 Satzung vom 01.01.2006 

über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Rettungsdienstes der Stadt Schwerte 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712) in den jeweils zurzeit gültigen Fassungen 
und der §§ 1, 2, 6, 9, 14 und 15 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den Kran-
kentransport durch Unternehmen (RettG) vom 24.11.1992 (GV NW S. 458) in der Fassung vom 15.06.1999 
(GV NRW S. 386) hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 21.12.2005 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Schwerte führt die Aufgaben des Rettungsdienstes nach § 1 RettG für das Gebiet der Stadt 

Schwerte durch. Außerhalb des Stadtgebietes nimmt sie Aufgaben des Rettungsdienstes im Rahmen der 
zugewiesenen Einsatzabschnitte auf den Bundesautobahnen sowie auf Weisung der Leitstelle Unna war.  

 Sie hält dazu nach § 6 Abs. 2 eine Rettungswache mit den Rettungsmitteln Krankentransportwagen, Ret-
tungswagen und Notarzteinsatzfahrzeug mit dem nötigen Personal vor. 

 
(2) Im übrigen werden Fahrten von und nach Auswärts nur übernommen, wenn der Dienstbetrieb dies zulässt.  
 
(3) Die Benutzer haften für alle Schäden, die durch sie oder ihre Begleitperson schuldhaft verursacht werden. 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes werden folgende Gebühren erhoben: 
 

a) Krankentransportwagen (KTW) 
pro Person und Einsatz    145,00 Euro 

b) Rettungswagen (RTW) 
pro Person und Einsatz    444,00 Euro 

c) Notarzt-Einsatzfahrzeug (NEF) 
pro Einsatz      270,00 Euro 

 
(2) Bei Behandlung von mehreren Personen wird der Zuschlag für den Notarzt anteilig abgerechnet 

 
(3) Beim Transport außerhalb der Stadtgrenze wird das Tagegeld für das Personal nach den jeweils gültigen 

Reisekostenbestimmungen zusätzlich in Rechnung gestellt. 
 

(4) In der Kalkulation der obigen Gebührensätze sind die Kosten für Fehleinsätze berücksichtigt. 
 

§ 3  
Erforderliche Bescheinigungen 

 
(1) Grundsätzlich muss vor der Beförderung einer Person die Übernahme der Gebühren gesichert sein. Mitglie-

der von Krankenkassen haben hierzu diese der Besatzung der Rettungsmittel entweder  
 

a) eine ärztliche Bescheinigung über die Notwendigkeit oder 
b) einen Garantieschein der zuständigen Krankenkasse über die Übernahme der Gebühren auszuhän-

digen. 
 
(2) Bei Rückbeförderungen aus Krankenhäusern oder von Ärzten und bei Verlegung von einem Krankenhaus 

zu einem anderen ist ebenfalls eine Bescheinigung bzw. ein Garantieschein im Sinne des Abs. 1 vorzulegen. 
 

(3) Die Fahrt wird ohne die erforderliche Bescheinigung durchgeführt wenn ein Notfall vorliegt oder der Ge-
sundheitszustand der zu befördernden Person keinen Aufschub duldet. Die Bescheinigung  - Garantieschein 
- ist innerhalb von 3 Tagen nachzureichen. 
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§ 4 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig sind der Leistungsempfänger/die Leistungsempfängerin und diejenigen Personen, von 

denen nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts Unterhalt verlangt werden kann. Sind mehrere Per-
sonen gebührenpflichtig haften sie gesamtschuldnerisch. 
 

(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der konkreten Bereitstellung der geforderten oder erforderlichen Leistung 
am Ort des Bedarf.  
 

(3) Bei einer böswilligen Alarmierung werden die jeweils gültigen Gebührensätze voll dem Verursacher in 
Rechnung gestellt. 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 
Die Gebühren sind mit der Leistung fällig und innerhalb eines Monats nach Erhalt des Gebührenbescheides zu 
entrichten. Rückstände unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 
 

§ 6 
Inkrafttreten  

 
Die Satzung tritt am 01.01.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher gültige Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung des Rettungsdienstes der Stadt Schwerte vom 01.08.2003 außer Kraft. 
 
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Rettungsdienstes in der Stadt 
Schwerte vom 01.01.2006 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Rettungsdienstes der Stadt 
Schwerte stimmt mit dem am 21.12.05 gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.05 
 
 
 
 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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105.                                                                 Bekanntmachung 
 

Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufstellen aus besonderem Anlass 

 
Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluss vom 02.06.2003 in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung  zur Regelung von Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeits- und technischen Gefahrenschut-
zes (ZustVO ArbtG) vom 14.06.1994 (GV NW S. 360) in der jeweils geltenden Fassung wird für die Stadt 
Schwerte verordnet: 
 

§ 1 
 
Die Verkaufsstellen dürfen  
 
a) am Sonntag, dem 07.05.2006, aus Anlass der „Maikirmes“ und des „Automarktes“,  

 
b) am Sonntag, dem 03.09.2006, aus Anlass des „Pannekaukenfestes“ und des „Hansetages“,  

 
c) am Sonntag, dem  05.11.2006, aus Anlass des „Martinimarktes“ 
 
in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
 
Diese Regelung wird räumlich begrenzt auf die Ortsteile Schwerte-Mitte und Schwerte-Geisecke. 
 

§ 3 
 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen der §§ 1 und 2 Verkaufsstellen außerhalb 
der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 24 des Gesetzes über den Ladenschluss mit einer Geldbuße bis zu 500,00 
€ geahndet werden. 
 

§ 4 
 
Diese Verordnung tritt am 07.05.2006 in Kraft. 
 
 
Schwerte, den 22.12.2005 
 
Stadt Schwerte  
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
 
Heinrich Böckelühr 
Bürgermeister 
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- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

 
Die vorstehende Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass vom 22.12.2005 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  
    durchgeführt 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
    Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass stimmt mit dem 
am 21.12.2005 gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.V.m. § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.2005 
 
 
 
 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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106. Bekanntmachung 
 

Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 22.12.2005 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. 
Mai 2005 (GV. NRW. 2005, S. 498) und der §§ 1 bis 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW 2004 S. 228) hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung 
am 21.12.2005 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Schwerte veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
 
(1) Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
 
(2) Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art; 
 
(3) Vorführung von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen – ; 
 
(4) Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielclubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 
 
(5) Das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 

 
a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
 
b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an ande-

ren für jeden zugänglichen Orten. 
 
Als Spielapparate gelten insbes. auch Personalcomputer, die überwiegend zum individuellen Spielen oder zum 
gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden.  
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
 
(1) Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 
 
(2) Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
 
(3) Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken 
verwendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 11 angegeben worden ist und der verwendete Be-
trag mindestens die Höhe der Steuer erreicht; 
 
(4) Das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen 
und ähnlichen Veranstaltungen. 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 5 ist der Halter 
der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 
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§ 4 

Erhebungsformen 
 
(1) Die Steuer wird erhoben als 

 
a) Kartensteuer nach §§ 5 und 6, 
b) Pauschsteuer nach §§ 7 bis 10. 

 
(2) Ist die Pauschsteuer höher als die Kartensteuer, wird die Pauschsteuer erhoben. 
 
(3) Die Steuer ist für jede Veranstaltung gesondert zu berechnen. Finden im Zeitraum eines Kalendermonats 
mehrere Veranstaltungen gleicher Art desselben Veranstalters und am gleichen Ort statt, so wird eine 
Pauschsteuer nach Abs. 1 Ziff. 2 nur dann erhoben, wenn bei Zusammenfassung aller Veranstaltungen dieses 
Zeitraums die Pauschsteuer höher ist als die Kartensteuer. 
 

II. Kartensteuer 
 

§ 5 
Eintrittskarten 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintrittskarten 
oder sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten gelten, auszugeben. 
 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der Zugaben 
nach § 6 Abs. 2 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter Weise an für die 
Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 
 
(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 11) hat der Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Auswei-
se, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden sollen, der Stadt Schwerte vorzulegen.  
 
(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstaltung 
einen Nachweis zu führen. Dieser ist 6 Monate lang aufzubewahren und der Stadt Schwerte auf Verlangen vor-
zulegen. 
 
(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Schwerte binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, bei 
regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalendermo-
nats vorzulegen. 
 

§ 6 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Kartensteuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintritts-
karten (§ 5) berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte 
angegebene Preis. 
 
(2) Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der Veranstaltung für die Teilnahme erhoben 
wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben bleiben 
bei der Steuerberechnung außer Ansatz. Sofern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt 
ermittelt werden kann, legt die Stadt Schwerte den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Würdigung aller Umstände 
pauschal fest.  
 
(3) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder des Entgelts. 
 
(4) Die Stadt Schwerte kann den Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und 
ihrer Preise befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfall besonders 
schwierig ist. 
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III. Pauschsteuer 
 

§ 7 
Nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen beträgt die Pauschsteuer 6 v. H. des Spielumsat-
zes. Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 
 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Schwerte spätestens sieben Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei 
regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum siebten Werktag des 
nachfolgenden Monats abzugeben. 
 
(3) Die Stadt Schwerte kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 
 

§ 8 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Pauschsteuer nach der Größe des benutzten Raumes zu 
erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Raumes berechnet sich nach dem Flächeninhalt 
der für die Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des Schankraumes, aber aus-
schließlich der Küche, Toiletten und ähnlichen Nebenräumen. Entsprechendes gilt für Veranstaltungen im Frei-
en. 
 
(2) Die Pauschsteuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche in 
geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die Pauschsteuer 0,60 Euro je Veran-
staltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst am Folge-
tag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung zugrunde gelegt. 
 
(3) Die Stadt Schwerte kann den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der 
Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 
 

§ 9 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Pauschsteuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 7, 8 und 9 festzusetzen ist, nach der 
Roheinnahme zu berechnen. Der Steuersatz beträgt 22 von Hundert. Als Roheinnahme gelten sämtliche vom 
Veranstalter gemäß § 6 Abs. 2 von den Teilnehmern erhobenen Entgelte. 
 
(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Schwerte spätestes sieben Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. 
Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum siebten Werktag des 
nachfolgenden Monats abzugeben.  
 
(3) Die Stadt Schwerte kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe der Roheinnahme befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 

§ 10 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten 
bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne Gewinn-
möglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis (so genannter Kasseninhalt) ist der Gesamtbetrag der einge-
setzten Spielbeträge (Spieleinsätze) abzüglich der ausgezahlten Gewinne. 
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Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung  
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 5a) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit     10 v. H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit     37,00 Euro 

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit     10 v. H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit     25,00 Euro 
 

 
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten 

(§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten gegen 
Menschen und/oder Tiere dargestellt werden oder die der Verherrlichung 
oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und die Würde 
des Menschen verletzende Praktiken zum Gegenstand haben  200 Euro 

 
(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Apparate 
mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst 
werden können. 
 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die 
Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsicht-
lich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum siebten Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Been-
digung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 braucht nicht ange-
zeigt zu werden.  
 

§ 10 a 
Abweichende Besteuerung 

 
(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergebnisse nicht durch Ausdrucke manipulationssicherer 
elektronischer Zählwerke nachgewiesen und belegt werden kann oder auf Antrag des Steuerschuldners kann bei 
den Besteuerungstatbeständen nach § 10 eine Besteuerung nach der Zahl der Apparate erfolgen. 
 
(2) Im Falle des Abs. 1 beträgt die Steuer je Kalendermonat und Apparat 
 
1. für Apparate mit Gewinnmöglichkeit 
 
 a) in Spielhallen 160,00 Euro 
 b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten   50,00 Euro 
 
2. für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit 
 
 a) in Spielhallen   37,00 Euro 
 b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten   25,00 Euro 
 
3. für Apparate, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten  
 dargestellt werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung 
 des Krieges zum Gegenstand haben 200,00 Euro. 
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§ 10 b 

Verfahren bei abweichender Besteuerung 
 
(1) Der Antrag auf abweichende Besteuerung nach § 10 a ist bis spätestens zum 31.12. für die Zeit vom Beginn 
des folgenden Kalenderjahres an zu stellen. 
 
(2) Die abweichende Besteuerung hat so lange Gültigkeit, bis sie schriftlich gegenüber der Gemeinde widerrufen 
wird. Eine Rückkehr zur Regelbesteuerung sowie erneute Wechsel zur abweichenden Besteuerung sind jeweils 
nur zum Beginn des folgender Kalenderjahres zulässig. 
 
(3) Betreibt ein Halter im Gebiet der Stadt Schwerte mehrere Apparate mit Gewinnmöglichkeit, so kann die 
abweichende Besteuerung nur für alle Apparate mit Gewinnmöglichkeit einheitlich beantragt werden. 
 
 
 
 

IV. Gemeinsame Bestimmungen 
 

§ 11 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 bis 4 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der Stadt 
Schwerte anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist die Anmeldung an 
dem auf die Veranstaltung folgenden Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer 
auswirken, sind umgehend anzuzeigen.  
 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 bis 3 
eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall kön-
nen abweichende Regelungen getroffen werden. 
 
(3) Die Stadt Schwerte ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu 
verlangen. Bei mehreren geplanten Veranstaltungen innerhalb eines Kalendermonats ist der Gesamtbetrag dieses 
Monats maßgebend. Die Sicherheitsleistung beträgt im Falle des § 1 Nr. 4 mindestens 10.000 Euro. 
 

§ 12 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht im Falle der Pauschsteuer nach § 10 mit der Aufstellung des Apparates 
an den in § 1 Nr. 5 genannten Orten, ansonsten mit dem Abschluss der Veranstaltung. 
 

§ 13 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Stadt Schwerte ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die Pauschsteuer für 
einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalender-
vierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann auf Antrag 
zu je einem Zwölftel des Jahresbeitrages am 15. eines jeden Kalendermonats entrichtet werden.  
 
(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeiträume festgesetzt wird, ist innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten.  
 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 10 ist der Steuerschuldner verpflichtet, die Steuer 
selbst zu errechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist der Stadt Schwerte eine Steu-
eranmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer an die Stadtkasse 
Schwerte zu entrichten. Die unbeanstandete Entgegennahme der Steueranmeldung gilt als Steuerfestsetzung. 
 
(4) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige eine Steueranmeldung nicht abgibt 
oder die Steuerschuld abweichend von der Anmeldung festzusetzen ist. In diesem Fall ist die Steuer innerhalb 
von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
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(5) Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den Steueranmeldungen nach Abs. 3 Zählwerkaus-
drucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, 
Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes, die Anzahl der entgeltpflichtigen Spiele und 
den Gesamtbetrag der aufgewendeten Geldbeträge enthalten müssen. 
 

§ 14 
Verspätungszuschlag 

 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer Steuerer-
klärung (Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
 
 
 

§ 15 
Steuerschätzung 

 
Soweit die Stadt Schwerte die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schät-
zen. Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 16 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und zur Feststellung von Steu-
ertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
 

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969, zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW 2004 S. 228), wer als 
Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 5 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 

 
2. § 5 Abs. 2:  Hinweis auf die Eintrittskarten 

 
3. § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 
 
4.    § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten 
 
5.    § 5 Abs. 5: Abrechnung der Eintrittskarten 
 
6.    § 7 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
 
7.    § 9 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
 
8.    § 10 Abs. 4:Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung (Erhöhung) des  
     Apparatebestandes 
 
9.    § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhenden Änderungen 
 
10.  § 13 Abs. 3: Einreichung der Steueranmeldung 

 
 11.  § 13 Abs. 5: Einreichung der Zählwerkausdrucke 
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§ 18 

 
Die Satzung tritt zum 1. Januar 2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 19.12.2002 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
Die vorstehende Neufassung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 22.12.2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  
    durchgeführt 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
    Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte stimmt mit dem am 
21.12.2005 gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.V.m. § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.2005 
 
 
 
 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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107.                                                                           Bekanntmachung 
 
 Gebührensatzung 

über die auf den Jahrmärkten der Stadt Schwerte zu entrichtende Benutzungsgebühr 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW 
S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 21.12.2005 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
Wer als Jahrmarktshändler den von der Stadt Schwerte festgesetzten Marktplatz benutzt, hat dafür eine Gebühr 
zu entrichten. 

 
§ 2 

Gebührenhöhe 

(1) Die Benutzungsgebühr für einen Standplatz auf dem Jahrmarkt beträgt: 
 

a) für Verlosungen inkl. Blumen-, Imbiss-, Eis-, sonstige 
Verkaufsstände sowie Greiferwagen lfd. Meter 

29,00 Euro mind.   150,00 Euro

b) für Schießwagen, Süßwaren- u. Spielwarenverkauf sowie 
Spielgeschäfte (z. B. Pfeilwerfen) lfd. Meter 

23,00 Euro mind.   150,00 Euro

c) für Kinderfahrgeschäfte  260,00 Euro

d) für große Kinderfahrgeschäfte, z. B. Kinderschleife  320,00 Euro

e) für Autoscooter  700,00 Euro

f) für Laufgeschäfte/Simulatoren  420,00 Euro

g) für Fahrgeschäfte  700,00 Euro

h) für Ausschank  270,00 Euro

i) für Imbiss mit Ausschank  360,00 Euro

 

(2) In den Fällen a) und b) wird die Gebühr nach vollen Metern berechnet. 
 

§ 3 
Gebührenschuldner und Entrichtung der Gebühren 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Standbenutzer. 

 
(2) Die Standgebühr ist vom Standbenutzer, bei Abwesenheit von dessen mit der Führung der Geschäfte Be-

auftragten zu entrichten. Die Standgebühr wird mit der Inanspruchnahme des Platzes fällig. 
 

(3) Der Nachweis über die entrichtete Standgebühr ist auf Verlangen der Marktaufsicht vorzuzeigen. 
 

§ 4 
Beitreibung 

 
Rückständige Standgebühren werden im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens eingezogen. 
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§ 5 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.11.2001 in 
der zurzeit gültigen Fassung außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
Die vorstehende Gebührensatzung über die auf den Jahrmärkten der Stadt Schwerte zu entrichtende Benut-
zungsgebühr vom 22.12.2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  
    durchgeführt 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
    Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Gebührensatzung über die auf den Jahrmärkten der Stadt Schwerte zu entrichtende Benut-
zungsgebühr stimmt mit dem am 21.12.2005 gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.V.m. § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.2005 
 
 
 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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108.                                                                          Bekanntmachung  
 
 Betriebssatzung der Stadt Schwerte 

für das „Sondervermögen Bäder Schwerte“ vom 29.12.2005 
 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch das Gesetz 
über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden im Land Nordrhein-Westfalen (NKFG NRW) 
vom 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen – EigVO – (Artikel 16 NKFG NRW) hat der Rat der Stadt Schwerte am 21.12.2005 folgende Be-
triebssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand des Betriebes 

 
(1) Die öffentlichen Bäder der Stadt Schwerte werden als Sondervermögen der Stadt auf der Grundlage der 
gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Betriebssatzung gehalten. 
 
(2) Gegenstand des Sondervermögens einschl. etwaiger Hilfs- und Nebenbetriebe ist es, öffentliche Einrichtun-
gen zur Freizeitgestaltung einschl. Ausübung des Schwimmsports sowie zur Durchführung des Schulschwim-
mens vorzuhalten und zu verpachten. Das Sondervermögen darf alle den Betriebszweck fördernden Geschäfte 
vornehmen sowie die Geschäftsanteile der Stadt Schwerte an Eigen- und Beteiligungsgesellschaften überneh-
men, halten und verwalten. 
 
(3) Die Wahrnehmung von Aufgaben kann im Rahmen der Geschäftsbesorgung gegen Vergütung auf die Bäder 
Schwerte GmbH übertragen werden.  
 
(4) Das Sondervermögen erstrebt Kostendeckung. Es hat keine Gewinnerzielungsabsicht. 
 

§ 2 
Name des Betriebes 

 
Das Sondervermögen führt den Namen "Sondervermögen Bäder Schwerte". 
 

§ 3 
Betriebsleitung 

 
(1) Die Betriebsleitung besteht aus einem Betriebsleiter; die Bestellung obliegt dem Rat. Die Stellvertretung ist 
im Einzelfall durch den Betriebsleiter im Innenverhältnis zu regeln. 
(2) Die Betriebsleitung ist ermächtigt, mit der betriebswirtschaftlichen Betreuung des Sondervermögens Bäder 
Schwerte einen kaufmännischen Betriebsführer zu beauftragen; eine vorherige Zustimmung durch den Bürger-
meister ist erforderlich. 
(3) Das Sondervermögen Bäder der Stadt Schwerte wird von der Betriebsleitung selbständig geleitet, soweit 
nicht durch Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. Der 
Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Betriebsführung; hierzu gehören alle Maßnahmen, die zur 
Aufrechterhaltung eines einwandfreien Betriebes laufend notwendig sind. 
(4) Die Betriebsleitung kann für die Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben andere städtische Einrichtungen 
(Bereiche der Stadtverwaltung, Eigengesellschaften etc.) in Anspruch nehmen. Die Kosten für derartige städti-
sche Leistungen sind dem Sondervermögen Bäder Schwerte in Rechnung zu stellen und von diesem zu tragen. 
(5) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des „Sondervermögen Bäder Schwerte“ verantwort-
lich und hat die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Für Schäden haf-
tet die Betriebsleitung entsprechend den Vorschriften des § 84 des Landesbeamtengesetzes. 
 

§ 4 
Betriebsausschuss 

 
(1) Die Aufgaben des Betriebsausschusses werden durch den für Finanzen bzw. Beteiligungen zuständigen 
Ausschuss des Rates der Stadt Schwerte wahrgenommen. 
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(2) Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung und die 
Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus entscheidet der Betriebsausschuss in den ihm vom Rat 
der Stadt Schwerte ausdrücklich übertragenen Aufgaben sowie in den folgenden Fällen: 
a) Stundung von Zahlungsverbindlichkeiten, wenn sie im Einzelfall 10.000,- Euro übersteigen 
b) Erlass und Niederschlagung von Forderungen, wenn Sie im Einzelfall  2.500,- Euro übersteigen 
Der Betriebsausschuss ist durch die Betriebsleitung über die Vergabe von Aufträgen 
- bei Bauleistungen:   ab 50.000,-- €,     
- bei Lieferungen:   ab 25.000,-- €, 
- bei Gutachten und Planungsaufträgen: ab   2.500,-- €    
zu informieren. 
 
(3) Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die vom Rat zu entscheiden sind. Er entscheidet in den 
Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unterliegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub 
duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Bürgermeisterin/der Bürgermeister mit der oder dem Aus-
schussvorsitzenden entscheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO gelten entsprechend. 
 
(4) In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterliegen, kann, falls die Angele-
genheit keinen Aufschub duldet, die Bürgermeisterin/der Bürgermeister mit der oder dem Ausschussvorsitzen-
den oder einem anderen dem Rat angehörendem Ausschussmitglied des Betriebsausschusses entscheiden. § 60 
Abs. 2 S. 2 und 3 GO gelten entsprechend. 
 

§ 5 
Rat 

 
Der Rat der Stadt Schwerte entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung, die 
Eigenbetriebsverordnung oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 
 

§ 6 
Bürgermeisterin/Bürgermeister 

 
(1) Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann die Bürgermeisterin/der Bürgermeister der 
Betriebsleitung Weisungen erteilen. Dies gilt nicht für Angelegenheiten der laufenden Betriebsführung, die 
ausschließlich der Betriebsleitung unterliegen. 
 
(2) Die Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin/den Bürgermeister über alle wichtigen Angelegenheiten des 
„Sondervermögen Bäder Schwerte“ rechtzeitig zu unterrichten und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 
  
(3) Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtmäßigem Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer 
Weisung der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters nicht übernehmen zu können und führt ein Hinweis auf entge-
genstehende Bedenken der Betriebsleitung nicht zu einer Änderung der Weisung, so hat sie sich an den Be-
triebsausschuss zu wenden. Wird keine Übereinstimmung zwischen dem Betriebsausschuss und der Bürgermeis-
terin/dem Bürgermeister erzielt, so ist die Entscheidung des Hauptausschusses herbeizuführen. 
 

§ 7 
Kämmerin/Kämmerer 

 
Die Betriebsleitung hat der Kämmerin/dem Kämmerer den Entwurf des Wirtschaftsplanes und des Jahresab-
schlusses sowie die Zwischenberichte zuzuleiten; sie hat ihr/ihm ferner auf Anforderung alle sonstigen finanz-
wirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen. 
 

§ 8 
Personalangelegenheiten 

 
Das „Sondervermögen Bäder Schwerte“ hat kein eigenes Personal. 
 
 
 
 
 
214 



 
§ 9 

Vertretung des Betriebes 
 
(1) In den Angelegenheiten des „Sondervermögen Bäder Schwerte“ wird die Stadt Schwerte durch die Betriebs-
leitung vertreten, sofern die Gemeindeordnung oder die Eigenbetriebsverordnung keine anderen Regelungen 
treffen. 
 
(2) Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des „Sondervermögen Bäder Schwerte“ ohne Angabe 
eines Vertretungsverhältnisses, die übrigen Dienstkräfte „Im Auftrag“. 
 
(3) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis 
werden von der Betriebsleitung im Amtsblatt der Stadt Schwerte öffentlich bekannt gemacht. 
 

§ 10 
Wirtschaftsjahr 

 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 11 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital des „Sondervermögen Bäder Schwerte“ beträgt 2.200.000,-- Euro (in Worten: zweimillionen-
zweihunderttausend). 
 

§ 12 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Der Eigenbetrieb hat spätestens 1 Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan 
aufzustellen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan und dem Vermögensplan. 
 
(2) Mehrauszahlungen für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die den Ansatz im Vermögensplan um mehr 
als 50 % - mindestens jedoch um 25.000,- Euro - überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebsaus-
schusses. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die Zustimmung der 
Bürgermeisterin/des Bürgermeisters. 
 
(3) Sind bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolggefährdende Mindererträge zu erwarten, so hat die Be-
triebsleitung die Bürgermeisterin/den Bürgermeister unverzüglich zu unterrichten. Erfolggefährdende Mehrauf-
wendungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses, es sei denn, dass sie unabweisbar sind. Sind die 
unabweisbar, so sind die Bürgermeisterin/der Bürgermeister und der Betriebsausschuss unverzüglich zu unter-
richten. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die der Bürgermeiste-
rin/des Bürgermeisters; der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten. 
 

§ 13 
Zwischenbericht 

 
Die Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin/den Bürgermeister halbjährlich über die Entwicklung der Erträge 
und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes schriftlich zu unterrichten. 
 

§ 14 
Jahresabschluss und Lagebericht 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjah-
res von der Betriebsleitung aufzustellen und über die Bürgermeisterin/den Bürgermeister  dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen. 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Betriebssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung des 
„Sondervermögen Bäder Schwerte“ vom 20.12.1996 außer Kraft. 
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- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG – 
 
Die vorstehende Betriebssatzung der Stadt Schwerte für das „Sondervermögen Bäder Schwerte“ wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Betriebssatzung der Stadt Schwerte für das „Sondervermögen Bäder Schwerte“ stimmt mit dem 
am 21.12.2005 gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) i. V. m. § 2 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 29.12.2005 
 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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109.                                                                       Bekanntmachung 
 

17. Nachtrag vom 22.12.2005 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreini-
gungsgebühren in der Stadt Schwerte vom 06.12.1995 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 10 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung, der §§ 2, 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712/SGV NW 610) in 
der zur Zeit gültigen Fassung und der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßen-
reinigungsgesetz NW – StReinG NW) vom 18.12.1975 (GV NW S. 706/SGV NW 2061) in der zur Zeit gelten-
den Fassung hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 21.12.2005 folgenden 17. Nachtrag zur Sat-
zung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
(1) § 2 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 
 
„Mit Ausnahme des Winterdienstes gilt dies nicht für die im Straßenverzeichnis festgelegten Bereiche, in denen 
die Stadt eine Handreinigung durchführt.“ 
 
Die Reihenfolge der nachfolgenden Sätze ändert sich entsprechend. 
 
(2) § 6 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die jährliche Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite bei der Straßenreinigung beträgt 
 
a) bei einmal wöchentlicher Reinigung    2,83 Euro 
b) bei zweimal wöchentlicher Reinigung   5,66 Euro 
c) bei 14-tägiger Reinigung     1,42 Euro 
d) Handreinigung (6 x wöchentlich)              10,37 Euro 
 
 
Die jährliche Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite beim Winterdienst beträgt 
 
a) bei Streustufe I    1,36 Euro 
b) bei Streustufe II    1,09 Euro 
 
 

§ 2 
 
Das als Anlage der Satzung beigefügte Straßenverzeichnis erhält folgende Fassung: 
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Seiten 218 – 227 Straßenverzeichnis 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3 
 

Dieser 17. Nachtrag tritt am 01.01.2006 in Kraft. 
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
Der vorstehende 17. Nachtrag zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
vom 06.12.1995 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung NW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
       nicht durchgeführt 
b)   diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)   der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
      Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
i.V.m. § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.2005 
 
Böckelühr  
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110.                Bekanntmachung 
 

 
 

11. Nachtrag vom 22.12.2005 zur Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Schwerte vom 22.12.1994 
 
 
 

Aufgrund der §§ 7, 10 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 
(GV NW S. 666/SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung, der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712/SGV NW 610) in der zur Zeit gültigen Fas-
sung, § 9 Abs. 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG) vom 21.06.1988 (GV NW S. 250/SGV 
NW 74) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Schwerte vom 
08.09.1999 in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 21.12.2005 folgenden 
11. Nachtrag zur Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Schwerte beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
(1)  § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die jährlichen Gebühren betragen bei 14-täglicher Abfuhr für jeden Restmüllbehälter 
 
a) mit einem Fassungsvermögen von       80 l 136,80 Euro 
b) mit einem Fassungsvermögen von     120 l 205,20 Euro 
c) mit einem Fassungsvermögen von     240 l 410,40 Euro 
d) mit einem Fassungsvermögen von  1.100 l 1.881,00 Euro 
 
Erfolgen die Leerungen mehr als einmal 14-täglich, so vervielfacht sich der Betrag entsprechend der Häufigkeit der 
Leerung. 
 
 
(2)  § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Die jährlichen Gebühren betragen bei 14-täglicher Abfuhr für jeden Biomüllbehälter 
 
a) mit einem Fassungsvermögen von       80 l 72,80 Euro 
b) mit einem Fassungsvermögen von     120 l 109,20 Euro 
c) mit einem Fassungsvermögen von     240 l 218,40 Euro 
   
 
 

§ 2 
 
Dieser 11. Nachtrag tritt am 01.01.2006 in Kraft. 
 
 
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
Der vorstehende 11. Nachtrag zur Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Schwerte vom 
22.12.1994 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung NW 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  
    durchgeführt 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
    Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
i.V.m. § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 22.12.2005 
 
 
 
 
Böckelühr 
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111.                                                                       Bekanntmachung 
 
 

Gebührensatzung 2006 des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt des öffentlichen Rechts – vom 12.12.2005 für 
die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Schwerte (Entwässerungsgebührensatzung)  

 
 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (SGV NW 
2023) zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005, der §§ 1, 2, 4, 5 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (SGV NW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
05.04.2005, der §§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW 2005, 
S. 463ff.) und der §§ 2, 8 und 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserab-
gabengesetz - AbwAG-) vom 06.11.1994 (BGBl. I Nr. 80 vom 18.11.1994 S. 3370) zuletzt geändert am 9. September 
2001 durch Artikel 19 des Gesetzes zur Umstellung der umweltrechtlichen Vorschriften auf den Euro (Siebtes Euro-
Einführungsgesetz) (BGBl. I Nr. 47 vom 12.09.2001 S. 2331) in Verbindung mit der Satzung der Stadt Schwerte für 
das Kommunalunternehmen „Abwasserbetrieb Schwerte, Anstalt öffentlichen Rechts“ vom 29.07.2003 hat der Verwal-
tungsrat des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (im Folgenden kurz AöR genannt) - in seiner 
Sitzung am 12.12.2005 folgende Gebührensatzung über die Entwässerung der Grundstücke beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die unmittelbare und mittelbare Benutzung der Abwasseranlage im Sinne des § 4 Abs. 2 KAG erhebt der Abwas-
serbetrieb Schwerte (AöR) zur Deckung der Kosten nach § 6 KAG, der Verbandslasten nach § 7 KAG und der Abwas-
serabgabe nach § 9 AbwAG in Verbindung mit den §§ 64 und 65 LWG Benutzungsgebühren (Abwassergebühren). 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Abwassergebühr für die Inanspruchnahme der Abwasseranlagen wird nach der eingeleiteten Schmutzwasser-
menge und der Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser abgeleitet werden kann, berechnet. Als Einleitung 
zählt die direkte Einleitung über ein Kanalsystem. 
 
(2) Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus öffentlichen und privaten Wasserversorgungsanlagen 
zugeführten Wassermengen abzüglich der nachgewiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückbehaltenen 
Wassermengen. Die Wasserentnahme aus Wasserläufen oder Grundwasser steht der Entnahme aus privaten Wasserver-
sorgungsanlagen gleich. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückbehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebüh-
renpflichtigen. Der Abzug der auf dem Grundstück verbrauchten und zurückbehaltenen Wassermengen ist innerhalb 
von 3 Monaten nach Zustellung des Veranlagungsbescheides geltend zu machen. Die Wassermenge ist entweder durch 
Messung nachzuweisen oder aufgrund von Erfahrungswerten glaubhaft zu machen.  
 
Von dem Abzug sind Wassermengen bis zu 15 m3 jährlich ausgeschlossen. 
 
Die aus öffentlichen Versorgungsanlagen entnommene Wassermenge ist der nach Wassermessern ermittelte und vom 
Versorgungsunternehmen berechnete Wasserverbrauch. Maßgebend für das Haushaltsjahr ist die Wassermenge, die das 
Versorgungsunternehmen für den in diesem endenden Bemessungszeitraum ermittelt hat (Spitzabrechnung). Bemes-
sungszeitraum ist die Zeit, für die das Versorgungsunternehmen abrechnet. Auf der Grundlage der nach der letzten 
Abrechnung des Versorgungsunternehmens verbrauchten Wassermenge werden Vorauszahlungen festgesetzt. 
 
(3) Die aus eigenen Wasserversorgungsanlagen (hierzu zählen auch Regenwasserbrauchanlagen) entnommene Was-
sermenge ist durch eingebaute Wassermesser nachzuweisen oder nach anderen Maßstäben wie Pumpenleistung oder 
Umfang des gewährten Wasserrechtes zu ermitteln. Der Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) kann auf Kosten des Benut-
zers den Einbau von Wassermessern verlangen. Hat der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen die 
zugeführten Wassermengen nicht durch einen Wassermesser ermittelt, so ist der Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) 
berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen. Hat ein Wassermesser nicht oder offenbar 
nicht richtig angezeigt, so wird die Wassermenge von dem Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) unter Zugrundelegung des 
Verbrauchs des Vorjahres und unter Berücksichtigung der glaubhaft gemachten Angaben des Gebührenpflichtigen 
geschätzt. 
 
(4) Entsteht die Gebührenpflicht neu, wird die zugrunde zu legende Wassermenge nach Erfahrenswerten - im Zweifels-
fall unter Hochrechnung eines Wasserverbrauchs von mind. 3 Monaten - geschätzt, bis eine Gebührenveranlagung nach 
§ 2 Abs. 2 und 3 dieser Satzung durchzuführen ist. 
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(5) Haltern von Großvieh wird auf Antrag die Wassermenge um 8 cbm/ Erhebungszeitraum je Großvieheinheit (siehe 
Anlage 1) herabgesetzt; maßgebend ist die am 1.7. des Vorjahres nachweislich vorhanden gewesene Viehzahl. Für 
darüber hinausgehende und sonstige nicht eingeleitete Wassermengen gelten die Bestimmungen des § 2 Abs. 2 dieser 
Satzung. Die Herabsetzung nach Satz 1 erfolgt jedoch nur in dem Umfange, dass unter Berücksichtigung der gemelde-
ten Personenzahl nach dem Stande des in dem Erhebungszeitraum liegenden 1.7. letztlich eine Wassermenge von 46 
cbm pro Person und Erhebungszeitraum verbleibt und die damit der durchschnittlichen Wassermenge entspricht, die 
einem Wohngrundstück üblicherweise zugeführt worden ist. 
 
(6) Die Benutzungsgebühr für die Ableitung des Niederschlagswassers wird bemessen nach den bebauten und befestig-
ten Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser den Abwasseranlagen zufließen kann. Zu den befestigten 
Flächen zählen u. a. betonierte, geteerte, plattierte, gepflasterte, aber auch besonders verdichtete Flächen, jedoch keine 
Beläge, die speziell zur Versickerung des Oberflächenwassers bestimmt sind, wie z. B. Rasengittersteine. Der Gebüh-
renpflichtige ist verpflichtet, dem Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) die Größe und etwaige Veränderungen dieser 
Grundstücksfläche mitzuteilen. Ergibt sich eine reduzierte Abflussleistung aufgrund besonderer Flächenbeläge oder 
technischer Rückhalteeinrichtungen, hat der Grundstücksbesitzer die Reduzierung der Abflussmengen in Bezug auf die 
zugeleiteten Volumenströme zu belegen. Bei Maßnahmen zur Wasserhaltung im Rahmen zeitlich begrenzter Bauvor-
haben bemisst sich die Gebühr nach der Fläche, für die eine Grundwasserhaltung zu betreiben ist und wird mit dem 
Gebührensatz für Niederschlagswasser belegt. 
 
(7) Das öffentliche Interesse bemisst sich nach der Menge des Niederschlagswassers, das anteilmäßig von den befestig-
ten Straßen, Wegen und Plätzen im Vergleich zu den anderen bebauten und befestigten Grundstücksflächen in die Ab-
wasseranlage einfließt. Der Gebührenbedarf wird um den sich aus diesem Verhältnis ergebenden Betrag vermindert 
und der Rest als Benutzungsgebühr erhoben. 
 
(8) Die jährlichen Benutzungsgebühren betragen 
 
a) je cbm Schmutzwasser       2,83 € 
b) je qm (abgerundet) gebührenpflichtiger Grundstücksfläche   1,37 € 
 
(9) Für Mitglieder von Abwasserverbänden, die wegen der Ableitung von Abwasser von den Verbänden selbst zu Ver-
bandlasten oder Abgaben herangezogen werden, betragen die jährlichen Benutzungsgebühren für die Benutzung der 
städtischen Abwasseranlagen 
 
a) je cbm Schmutzwasser       1,20 € 
b) je qm (abgerundet) gebührenpflichtiger Grundstücksfläche    1,07 € 
 
(10) Die Gebührenbemessung für die Entleerung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben erfolgt nach dem tat-
sächlichen Aufwand zzgl. eines Verwaltungsaufschlages in Höhe von 5,00 € je Entleerungstermin. Für die organisato-
rische Abwicklung kann sich der Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) eines Dritten bedienen.  
Zusätzlich ist für jeden zum Zeitpunkt 01.12.2005 mit erstem Wohnsitz auf einem Grundstück gemeldeten Einwohner, 
das mit einer Kleinkläranlage oder einer abflusslosen Grube versehenen ist, der vom Ruhrverband für die Schmutzwas-
ser- und Klärschlammbehandlung erhobene Klärkostenbeitrag (reduziert um die darin enthaltenen Kosten für die Re-
genwasserbehandlung) sowie die Abwasserabgabe für Schmutzwasser in Höhe von gesamt 57,89 € zu entrichten. 
 
 

§ 3 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des 
Anschlusses folgt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht während des Ka-
lenderjahres der Restteil des Jahres. 
 
(2) Für Anschlüsse, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung 
mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet die Gebührenpflicht im 
Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung er-
folgt. 
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§ 4 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist 
a) der Eigentümer des angeschlossenen Grundstücks; besteht ein Erbbaurecht, ist anstelle des Grundstückeigentümers 
der Erbbauberechtigte gebührenpflichtig 
b) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte 
c) der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes 
d) der Eigentümer nach dem Grundsteuergesetz 
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 
(2) Für Gebäude mit Wohnungseigentum wird die Gebühr für die gesamte Anlage berechnet. Zur Zahlung verpflichtet 
ist der nach dem Gesetz über das Wohnungseigentum zu bestellende Vertreter. Die Wohnungseigentümer sind Gesamt-
schuldner. 
 
(3) Im Falle eines Eigentumswechsels endet die Gebührenpflicht des bisherigen Eigentümers mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem die Rechtsänderung stattfindet. Der neue Eigentümer ist von Beginn des Kalendermonats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Der bisherige Eigentümer haftet darüber hinaus gesamtschuld-
nerisch für die Zahlung der Gebühren, die bis zu dem Zeitpunkt entstanden sind, in dem der Abwasserbetrieb Schwerte 
(AöR) Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. 
 
(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Rechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu 
dulden, dass Beauftragte des Abwasserbetriebes Schwerte (AöR) das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lage festzustellen oder zu überprüfen. 
 

§ 5 
Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Beträge werden vierteljährlich am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. Bei 
Nachberechnungen sind die Beträge innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides fällig, sofern im Bescheid 
kein anderer Zeitpunkt angegeben ist. Die Beträge können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. Zahlt 
der Gebührenschuldner gem. § 28 Abs. 3 Grundsteuergesetz die Grundsteuer am 1.7. in einem Jahresbetrag, sind ab-
weichend von Satz 1 auch die Beträge zu diesem Zeitpunkt in einer Summe zu entrichten. 
 
(2) Bis zum Zugang eines neuen Festsetzungsbescheides sind die Beträge über das Kalenderjahr hinaus zu den gleichen 
Fälligkeitsterminen in Höhe der zuletzt festgesetzten Teilbeträge unaufgefordert weiter zu entrichten. 
 
 

§ 6 
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung und Beseitigung der Kanalanschlüsse für die Abwasseranlage im 
Rahmen des § 16 Abs. 4 der Ortsentwässerungssatzung für die Stadt Schwerte ist dem Abwasserbetrieb Schwerte 
(AöR) zu ersetzen. Der Aufwand wird nach tatsächlichen Kosten ermittelt. Erhält ein Grundstück mehrere Anschluss-
leitungen, so wird der Ersatzanspruch für jede Anschlussleitung berechnet. 
 
(2) Der Ersatzanspruch entsteht für die Herstellung mit der endgültigen Fertigstellung der Anschlussleitung, für die 
übrigen ersatzpflichtigen Tatbestände mit der Beendigung der Maßnahme. Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach 
Zugang des Bescheides fällig. 
 
(3) Ersatzpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, zu dem die Anschlussleitung verlegt ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. Mehrere Ersatzpflich-
tige sind Gesamtschuldner. 
 
(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung, so ist für Teile der Anschlussleitung, die aus-
schließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden 
Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit die Anschlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dient, sind die Eigentü-
mer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke zu dem Anteil ersatzpflichtig, der dem Verhältnis der Fläche 
des betreffenden Grundstücks zur Gesamtfläche der beteiligten Grundstücke entspricht. 
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§ 7 
Inkrafttreten 

 
Die Gebührensatzung über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Schwerte vom 12.12.2005 tritt am 
01.01.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt 
Schwerte vom 06.12.2004 außer Kraft. 
 
 
 
Anlage 1 zu § 2 Abs. 5 der Entwässerungsgebührensatzung des Abwasserbetriebes Schwerte (AöR) vom  12.12.2005: 
 
Eine Großvieheinheit (GV) ist ein Stück Lebendvieh im Gewicht von 500 kg bei ganzjähriger Haltung. Es entsprechen: 
 
 
Pferde, mittel 1,0 GV 
  
Pferde, leicht 0,8 GV 
  
Fohlen, 1-2 Jahre 0,7 GV 
  
Zuchtbullen 1,2 GV 
  
Kühe und Jungvieh über 2 Jahre 1,0 GV 
  
Jungvieh 1-2 Jahre 0,7 GV 
  
Jungvieh unter 1 Jahr 0,2 GV 
  
Mastvieh unter 2 Jahren 1,0 GV 
  
Schafe über 1 Jahr  0,1 GV 
  
Schafe unter 1 Jahr 0,05 GV 
  
Zuchteber und Sauen 0,3 GV 
  
Schweine über 75 kg 0,2 GV 
  
Schweine 20 - 75 kg 0,1 GV 
  
Hühner (50 Stck.) 0,2 GV  
 
 
 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 

 
Die vorstehende Gebührensatzung des Abwasserbetriebes Schwerte, Anstalt des öffentlichen Rechts, für die Entwässe-
rung der Grundstücke in der Stadt Schwerte (Entwässerungsgebührensatzung) vom 12.12.2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung NW 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
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a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
b.) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d.) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem Abwasserbetrieb Schwerte (AöR) vorher gerügt und dabei 

  die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
i. V. mit § 2 BekanntVO verfahren worden ist. 
 
Schwerte, 12.12.2005 
 
gez. 
 
J. Schulte, 
Vorstand 
Abwasserbetrieb Schwerte 
- Anstalt des öffentlichen Rechts - 
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